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hier: Verkehrspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rats betreffend die Einführung einer 
einheitlichen und ständigen Buchführung über die Ausgaben 
für die Verkehrswege des Eisenbahn-, Straßen- und Binnen- 
schiffsverkehrs. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 9. Juli 1968 
dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
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Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag über- 
mittelte Begründung beigefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
betreffend die Einführung einer einheitlichen und ständigen 
Buchführung über die Ausgaben für die Verkehrswege des 
Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

gestützt auf die Entscheidung Nr. 64/389/EWG des 
Rats vom 22. Juni 1964 zur Durchführung einer 
Enquete über die Wegekosten des Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehrs'), insbesondere 
auf deren Artikel 7, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Bildung eines Abgeltungssystems für die Be- 
nutzung der Verkehrswege im Rahmen der gemein- 
samen Verkehrspolitik erfordert die Kenntnis der 
Ausgaben für die Verkehrswege. Das geeignetste 
Mittel, zu dieser Kenntnis zu gelangen, ist die Ein- 
führung einer ständigen Buchführung, die in allen 
Mitgliedstaaten für jeweils den gleichen Verkehrs- 
träger nach einheitlichen Regeln erfolgen muß. 

Es ist wichtig, daß die Buchführung über die Aus- 
gaben für die Verkehrswege die Gesamtheit der 
Verkehrswege des Eisenbahn-, Straßen- und Binnen- 
schiffsverkehrs erfaßt. Allerdings können gewisse 
Verkehrswege zweitrangiger Bedeutung ohne Be- 
denken ausgeklammert werden. Es ist angezeigt, den 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu belassen, die 
Form für die Erfassung der Ausgaben für bestimmte 
Kategorien von Verkehrswegen festzulegen, um den 
von Fall zu Fall verschiedenen Besonderheiten und 
praktischen Möglichkeiten Rechnung zu tragen. 

Um eine möglichst einheitliche Anwendung der 
Vorschriften dieser Verordnung sicherzustellen, ist 
es angezeigt, daß die Kommission die technische 
Koordinierung aller in diesem Zusammenhang an- 
fallenden Arbeiten sicherstellt. Es empfiehlt sich, 
daß sie bei dieser Aufgabe durch einen Ausschuß 
von Regierungssachverständigen unterstützt wird. 

Es ist wichtig, die Möglichkeit einer Anpassung 
des Systems der Buchführung über die Ausgaben 
für die Verkehrswege an die Erfahrungen und die 


') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 102 
vom 29. Juni 1964, Seite 1598/64 


Entwicklung der gemeinsamen Verkehrspolitik vor- 
zusehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ab 1. Januar 1970 werden die Ausgaben für Ver- 
kehrswege — ohne Rücksicht darauf, wie sie finan- 
ziert werden — gemäß den Vorschriften dieser Ver- 
ordnung erfaßt. 

Artikel 2 

Die Erfassung der Ausgaben erfolgt für alle Ver- 
kehrswege des Eisenbahn-, Straßen- und Binnen- 
schiffsverkehrs mit Ausnahme: 

a) der Wege, die für den Kraftwagenverkehr ge- 
sperrt sind, d. h. für Fahrzeuge mit 50 cm^ Hub- 
raum oder mehr; 

b) der Straßen, die Gemeinden, gegebenenfalls 
dem Staat oder sonstigen öffentlichen Körper- 
schaften unterstehen und nur von land- oder 
forstwirtschaftlichen Fahrzeugen befahren wer- 
den oder lediglich als Zugang zu land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieben dienen oder die 
nicht regelmäßig unterhalten werden; 

c) der Binnenschiffswege der Klasse 0 nach der 
Klassifizierung des Programms der Verkehrssta- 
tistik der Europäischen Gemeinschaften. 


Artikel 3 

1. Die Körperschaften, Instanzen oder Gesell- 
schaften, die Ausgaben für die in Anlage 1 aufge- 
führten Verkehrswege tätigen, erfassen diese Aus- 
gaben in einer besonderen Buchführung. 

Gesonderte Konten werden erstellt: 

a) beim Eisenbahn- und Straßenverkehr für die in 
dieser Anlage getrennt aufgeführten Kategorien 
von Verkehrswegen; 

b) beim Binnenschiffsverkehr für jede Wasserstraße 
oder ihrer Art und ihrer Klasse nach homogene 
Gruppen von Wasserstraßen. 

2. Für die Körperschaften, Instanzen oder Ge- 
sellschaften, die Ausgaben für andere als die in 
Absatz 1 aufgeführten Verkehrsv/ege tätigen, wird 
die Art und Weise der Erfassung der Ausgaben für 
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die Verkehrswege von jedem Mitgliedstaat festge- 
legt. Die Mitgliedstaaten bringen der Kommission 
die entsprechenden Vorschriften zur Kenntnis. 

Artikel 4 

Die Erfassung der Ausgaben für die Verkehrs- 
wege erfolgt gemäß den in Anlage 2 enthaltenen 
Schemata. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis 
zum 31. Oktober jeden Jahres die Ergebnisse der 
Buchführung über die Ausgaben für die Verkehrs- 
wege des vorhergehenden Jahres mit. 

Sie legen diese Ergebnisse gemäß den Schemata 
in Anlage 2 vor. 

2. Gesonderte Ergebnisse werden mitgeteilt: 

a) Für die Eisenbahn: 

i) für jedes der in Anlage 1 getrennt aufge- 
führten Netze, 

ii) für alle übrigen Netze zusammen; 

b) Für die Straßen; 

i) für jede der in Anlage 1 getrennt aufgeführ- 
ten Straßenkategorien, 

ii) für alle anderen Netze zusammen mit Aus- 
nahme der Straßennetze der Gemeinden, 

iii) für alle Straßen von Gemeinden städtischen 
Charakters, 

iv) für alle Straßen von Gemeinden ländlichen 
Charakters; 

c) für die Binnenwasserstraßen, für die Wasser- 
straßen oder Gruppen von Wasserstraßen, deren 
Verzeichnis durch Verordnung der Kommission 
nach Anhörung der Mitgliedstaaten vor dem 
1. Januar 1971 festgelegt wird. 
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Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission gleich- 
zeitig mit den Ergebnissen der Buchführung über 
die Wegeausgaben die Angaben über die Benut- 
zung der Verkehrswege mit, deren Verzeichnis 
durch Verordnung der Kommission nach Anhörung 
der Mitgliedstaaten vor dem 1. Juli 1969 festge- 
legt wird. 


Artikel 7 

Die Kommission stellt die technische Koordinie- 
rung aller auf Grund dieser Verordnung anfallen- 
den Arbeiten sicher und sorgt für die einheitliche 
Anwendung der Vorschriften dieser Verordnung. 
Sie kann zu diesem Zweck an die Mitgliedstaaten 
Empfehlungen und Stellungnahmen richten. 

Die Kommission wird bei ihrer Aufgabe von dem 
in Artikel 5 der Entscheidung Nr. 65/270/EWG des 
Rats vom 13. Mai 1965 genannten Ausschuß von 
Regierungssachverständigen unterstützt -). 


Artikel 8 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Artikel 3, 4 und 5 dieser 
Verordnung ändern, um der gewonnenen Erfahrung 
und den Erfordernissen Rechnung zu tragen, die 
sich aus den Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Abgeltung für die Benutzung der Verkehrswege er- 
geben. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 88 
vom 24. Mai 1965, Seite 1473/65 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Anlage 1 


Verzeichnis der in Artikel 3 Absatz 1 genannten Verkehrswege 


A. Eisenbahn 

Von nachstehenden Gesellschaften verwaltete Ver- 
kehrswege: 

- — Societe nationale des chemins de fer beiges/ 
Nationale Maatschappij der Belgische Spoor- 
wegen 

— ■ Deutsche Bundesbahn 

— Societe nationale des chemins de fer frangais 

— Azienda autonoma delle ferrovie dello Stato 

— Societe nationale des chemins de fer luxem- 
bourgeois 

— N. V. Nederlandse Spoorwegen. 


4. Kunstbauten, die auf Grund eines Konzessions- 
vertrags verwaltet werden 

Großherzogtum Luxemburg 

1. Routes d'Etat 

2. Kunstbauten, die auf Grund eines Konzessions- 
vertrags verwaltet werden 


Königreich der Niederlande 

1. Autosnelwegen van het 
Rijkswegenplan 

2. Overige wegen van het 
Rijkswegenplan 


(primaire wegen) 


3. Kunstbauten, die auf Grund eines Konzessions- 
vertrags verwaltet werden 


B. Straße 


Königreich Belgien 

1. Autoroutes/Autowegen 

2. Autres routes de l'Etat/ Andere rijkswegen 

3. Routes provinciales/Pro Vinci ale wegen 

4. Kunstbauten, die auf Grund eines Konzessions- 
vertrags verwaltet werden 

Bundesrepublik Deutschland 

1. Bundesautobahnen 

2. Bundesstraßen 

3. Kunstbauten, die auf Grund eines Konzessions- 
vertrags verwaltet werden. 

Französische Republik 

1 . Autoroutes 

2. Routes nationales 

3. Kunstbauten, die auf Grund eines Konzessions- 
vertrags verwaltet werden 

Italienische Republik 

1. Autostrade 

2. Strade statali 

3. Strade provinciali 


C. Wasserstraßen 

Königreich Belgien 

Die gesamten Wasserstraßen 

Bundesrepublik Deutschland 

— Die gesamten Wasserstraßen 

Französische Republik 

— Die gesamten Wasserstraßen der Klassen III, IV 
und V der in Artikel 2 Buchstabe c genannten 
Klassifizierung 

Italienische Republik 

— Die in Anlage 2, C der Entscheidung des Rats 
Nr. 65/270/EWG vom 13. Mai 1965 aufgeführten 
Wasserstraßen 

Großherzogtum Luxemburg 

— Mosel 

Königreich der Niederlande 

— Die gesamten Wasserstraßen der Klassen IV, V 
und VI der in Artikel 2 Buchstabe c genannten 
Klassifizierung 
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Anlage 2 


In Artikel 4 genannte Schemata für die Erfassung der Ausgaben 


A. Eisenbahn 

I Investitionsausgaben 
10 Grundstücke 

II Bahnkörper und Planum, Anpflanzungen und 
Schutzanlagen 

12 Kunstbauten 


12.0 

Mehreren Verkehrsträgern gemeinsame 
Kunstbauten 

12.1 

Kreuzungsanlagen von 
Straße 

Eisenbahn 

und 

12.2 

Kreuzungsanlagen von 
Wasserstraße 

Eisenbahn 

und 

12.3 

Andere Kunstbauten 




13 Schienengleiche Übergänge 

14 Oberbau 

15 Sicherungs-, Signal- und Fernmeldeanlagen 

16 Straßenanlagen auf Bahnhofsvorplätzen und in 
Güterbahnhöfen 

17 Anlagen der elektrischen Zugförderung 

17.0 Anlagen zur Stromerzeugung und zur 
Stromversorgung der Unterwerke der elek- 
trischen Zugförderung 

17.1 Andere Anlagen der elektrischen Zugförde- 
rung 

19 Andere Anlagen 

2 Laufende Ausgaben 

20 Bedienung, Unterhaltung und Betrieb der Hub- 
und Drehbrücken 

21 Bewachung der schienengleichen Übergänge 

22 Unterhaltung der schienengleichen Übergänge 

23 Unterhaltung der Gleise einschließlich Weichen 
und Gleiskreuzungen 

24 Unterhaltung und Überwachung der Anlagen der 
elektrischen Zugförderung 

29 Andere laufende Ausgaben 

3 Allgemeine Aufwendungen 

Außerhalb der Buchführung: Pensionslasten für 
das Personal 


B. Straße 

1 Investitionsausgaben 

10 Grundstücke 

11 Erd- und Felsarbeiten für das Planum der Stra- 
ßen und für die Kunstbauten 

12 Kunstbauten 

12.0 Mehreren Verkehrsträgern gemeinsame 
Kunstbauten 

12.1 Kreuzungsanlagen von Straße und Eisen- 
bahn 

12.2 Kreuzungsanlagen von Straße und Wasser- 
straße 

12.3 Andere Kunstbauten 

13 Fahrbahn und Nebenanlagen 

14 Andere Anlagen 

2 Laufende Ausgaben 

20 Unterhaltung der Fahrbahndecken 

(wenn möglich nach Fahrbahnart zu unterschei- 
den) 

21 Bedienung, Unterhaltung und Betrieb der Hub- 
und Drehbrücken 

29 Andere laufende Ausgaben 

3 Schienengleiche Übergänge 

4 Verkehrspolizei 

5 Allgemeine Aufwendungen 

Außerhalb der Buchführung: Pensionslasten für 
das Personal 


C. Wasserstraße 

I Investitionsausgaben 
10 Grundstücke 

II Fahrrinne, Uferbefestigungen, Durchlässe und 
Wasserführungen 
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12 Wehre, Sperrwerke und Entlastungsanlagen, An- 
lagen zur Wasserstandsregulierung, Pegelanla- 
gen 

13 Schleusen, Schiffshebewerke und schiefe Ebenen 

14 Kunstbauten und Fähren 

14.0 Mehreren Verkehrsträgern gemeinsame 
Kunstbauten 

14.1 Kreuzungsanlagen von Wasserstraßen und 
Eisenbahn 

14.2 Kreuzungsanlagen von Was*serstraße und 
Straße 

14.3 Andere Kunstbauten 

14.4 Fähren auf künstlichen Wasserstraßen 

19 Andere Anlagen 


2 Laufende Ausgaben 

20 Baggern und Unterhaltung der Uferbefestigun- 
gen 

21 Bedienung, Unterhaltung und Betrieb der Schleu- 
sen, Schiffshebewerke, schiefen Ebenen und Hub- 
und Drehbrücken 

21.0 Schleusen, Schiffshebewerke und schiefe 
Ebenen 

21.1 Hub- und Drehbrücken 
29 Andere laufende Ausgaben 

3 Wasserschutzpolizei 

4 Allgemeine Aufwendungen 

Außerhalb der Buchführung; Pensionslasten für 
das Personal 
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Drucksache V/3207 


Begründung 


I. Allgemeine Bemerkungen 

1. In der Entscheidung des Rats Nr. 64/389/EWG 
vom 22. Juni 1964 zur Durchführung einer Enquete 
über die Wegekosten des Eisenbahn-, Straßen- und 
ßinnenschiffsverkehrs ist in Artikel 7 vorgesehen, 
daß zusammen mit dem Bericht, den die Kommis- 
sion dem Rat über die Ergebnisse dieser Enquete 
verlegen soll, Vorschläge für die Einführung einer 
ständigen und einheitlichen Buchführung über die 
für die Verkehrswege getätigten Ausgaben und 
Einnahmen unterbreitet werden. 

Der Rat hat in seinem Beschluß Nr. 67/790/EWG 
vom 14. Dezember 1967 über bestimmte Maßnahmen 
auf dem Gebiet der gemeinsamen Verkehrspolitik -) 
von der Erklärung der Kommission Kenntnis genom- 
men, wonach diese vor dem 1. Juli 1968 im Zusam- 
menhang mit den ersten Maßnahmen zur Abgeltung 
der Benutzung der Wegeanlagen Vorschläge vor- 
legen wird, die die Schaffung einer ständigen und 
einheitlichen Buchführung über die Ausgaben für 
die Verkehrswege der verschiedenen Verkehrs- 
träger in jedem Mitgliedstaat betreffen. Der Rat hat 
diesen Zeitplan und auch die allgemeinen Grund- 
linien, wie sie sich aus dieser Erklärung ergeben, 
gebilligt und somit das Problem der Schaffung einer 
Buchführung über die Ausgaben für die Verkehrs- 
wege nach gemeinsamen Richtlinien in den allge- 
meinen Blickpunkt einer Abgeltung der Wegebenut- 
zung gestellt. 

2. Die Arbeiten, die die Kommission seit 1961 im 
Bereich der Wegekostenuntersuchungen verfolgt, 
haben klargelegt, wie bedeutsam es ist, über genaue 
Zahlenangaben über die für die Verkehrswege ge- 
tätigten Ausgaben zu verfügen; gleichzeitig hat sich 
herausgestellt, wie dringend notwendig eine Ge- 
meinschaftsaktion in diesem Bereich ist. Im Bereich 
der Wegeanlagen wie in allen anderen Wirtschafts- 
bereichen kann eine rationale Aktion praktisch nicht 
Platz greifen, solange nicht entsprechende Unter- 
lagen gegeben sind. Wenn Maßnahmen zur Abgel- 
tung der Wegebenutzung und ihrer ständigen An- 
passung an die Erfordernisse der wirtschaftlichen 
Entwicklung getroffen werden sollen, so erfordert 
dies eine genaue und vollständige Kenntnis der 
Daten über die Wegeausgaben. Die zweckmäßigste 
Methode, um zu solchen Unterlagen zu gelangen, 
besteht darin, daß eine ständige Buchführung ge- 
schaffen wird, die auf einheitlichen Prinzipien auf- 
gebaut ist. 

3. Die Buchführung über die Ausgaben muß zwei 
Zielsetzungen entsprechen. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 102 
vom 29. Juni 1964, Seite 1598/64 
9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 322 
vom 30. Dezember 1967, Seite 4 


Zunächst einmal soll sie die Möglichkeit bieten, das 
Gesamtvolumen der Wirtschaftsmittel kennenzu- 
lernen, das die Gemeinschaft im Zusammenhang mit 
dem Bau, der Erneuerung und der Verwaltung der 
Wegeanlagen aufwendet. 

Zweitens soll sie die Grundelemente liefern, die für 
die Bestimmung der Grenzkosten der Benutzung ver- 
wendet werden können; diese Grenzkosten sollen 
als Grundlage für die ersten Maßnahmen zur Ab- 
geltung der Wegebenutzung, insbesondere im Be- 
reich der Straßen, dienen. 

Somit hat die Buchführung gleichzeitig einen globa- 
len und einen analytischen Charakter. 

Es ist von größter Wichtigkeit, hier hervorzuheben, 
daß die Lösungen, wie sie im Zusammenhang mit 
diesen beiden Zielsetzungen vorgeschlagen werden, 
in keiner Weise die Auswahlentscheidungen präju- 
dizieren, die später im Hinblick auf die endgültige 
Orientierung einer Abgeltung der Wegebenutzung 
zu treffen sind. Es wird durchaus einfach sein, die 
Buchführungsstriiktur, wie sie in dem Verordnungs- 
Vorschlag vorgesehen wird, so anzupassen und zu 
ergänzen, daß damit alle Erfordernisse berücksich- 
tigt werden können, die sich aus diesen Auswahl- 
entscheidungen ergeben. 

4. Die ständige und einheitliche Buchführung über 
die Ausgaben, die unter dem Blickpunkt der Abgel- 
tung der .Wegebenutzung konzipiert wird, soll kei- 
neswegs an die Stelle der Verbuchungsverfahren 
treten, wie sie heute bei den einzelnen Instanzen 
bestehen, die Wegeanlagen verwalten, und die 
häufig durch Erfordernisse juristischer, finanzieller 
oder wirtschaftlicher Art bedingt sind. Sie muß als 
eine Ergänzung und nicht als ein Ersatz für die 
gegenwärtigen Buchführungsverfahren angesehen 
werden. 

5. Die Kommission hat bei der Ausarbeitung ihres 
Vorschlags soweit wie möglich die Schwierigkeiten 
berücksichtigt, wie sie die zentralen und besonders 
die lokalen Verwaltungen bei der Durchführung der 
Enquete von 1966 festgestellt haben. Allerdings ist 
die Kommission noch nicht in der Lage gewesen, 
den Bericht vorzulegen, der in Artikel 7 der Ent- 
scheidung Nr. 64/389/EWG vorgesehen ist; dies ist 
auf die erheblichen Verzögerungen zurückzuführen, 
die sich eben durch diese Schwierigkeiten bei der 
Übermittlung der Ergebnisse dieser Enquete erga- 
ben. Es steht jedoch schon jetzt fest, daß, wenn auch 
die Bestimmungen bezüglich des Anwendungs- 
bereichs für diese Buchführung und der allgemeinen 
Definition der zu berücksichtigenden Ausgaben auf- 
rechterhalten bleiben können, wobei gegebenenfalls 
bestimmte Anpassungen vorgenommen werden 
müssen, auf jeden Fall diejenigen Regelungen, die 
die Unterscheidung der einzelnen Ausgaben ihrer 
Art und ihrem Gegenstand nach betreffen, nicht als 
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Grundlagen für eine ständige Buchführung dienen 
können. Aus diesem Grund sieht sich die Kommis- 
sion dazu veranlaßt, dieser ständigen Buchführung 
eine mehr synthetische Fassung zu gehen und 
außerdem noch Durchführungsmodalitäten vorzu- 
sehen, die je nach der wirtschaftlichen Bedeutung 
der einzelnen Wegekategorien verschieden sind. 

6. Der vorliegende Vorschlag sieht die Schaffung 
einer ständigen Buchführung nur für die Wegeaiis- 
gaben vor. Es hat sich gezeigt, daß die Einführung 
einer analogen Regelung für die buchhaltungs- 
mäßige Erfassung der Einnahmen, wie sie in der 
Entscheidung Nr. 64/389 EWG ins Auge gefaßt wor- 
den war, heute auf erhebliche Schwierigkeiten sto- 
ßen würde, angesichts der Tatsache, daß bisher auf 
Gemeinschaftsebene noch keine Entscheidung be- 
züglich der Einnahmen, die als Gegenstück zur Be- 
nutzung der Wegeanlagen angesehen werden kön- 
nen, ergangen ist. Jeder Vorschlag, der für eine 
derartige Buchführung erfolgen könnte, würde Ge- 
fahr laufen, daß damit der Eindruck erweckt würde, 
zukünftige Entscheidungen in dieser Hinsicht könn- 
ten präjudiziert werden. Aus diesem Grund be- 
schränkt sich der Beschluß Nr. 67/790/EWG auf den 
Aspekt „Ausgaben" bei der Buchführung. 


II. Besondere Bemerkungen 

Artikel 1 

In diesem Artikel wird bestimmt, daß die Ausgaben 
für den Bau und den Betrieb der Verkehrswege, un- 
geachtet der Art ihrer Finanzierung, nach den 
Grundsätzen und Modalitäten, die in dieser Ver- 
ordnung festgelegt sind, erfaßt werden müssen. 

Die Ausgaben, die dabei zu erfassen sind, umfassen 
die Gesamtheit der Ausgaben für den Bau und die 
Erweiterung des Verkehrswegenetzes, ferner für die 
Erneuerung, die Unterhaltung und den Betrieb der 
Anlagen, sodann auch die Ausgaben für Verkehrs- 
polizei sowie die Aufwendungen für die allgemeine 
Verwaltung. Die Definition der Ausgaben, die hier 
verwendet wird, ist somit identisch mit derjenigen, 
die die in Artikel 2 der Entscheidung Nr. 65/270/ 
EWG vom 13. Mai 1965^) vorgeschriebene Ausga- 
benerhebung betrifft. Sie schließt somit die Berück- 
sichtigung der finanziellen Lasten aus Anleihen für 
die Finanzierung von Wegearbeiten sowie der Zu- 
weisung an Amortisations-, Erneiierungs-, Reserve- 
fonds usw., aus. 

ln diesem Artikel wird gleichzeitig das Datum fest- 
gelegt, von dem an die Erfassung der Ausgaben für 
die Verkehrswege erfolgen soll. 


Artikel 2 

Im Hinblick auf die Zielsetzungen, die mit der Buch- 
führung über die Wegeausgaben als Informations- 

*3 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. B8 
vom 24. Mai 1965, Seite 1473 '65 


quelle für die Erfordernisse einer Abgeltung der 
Verkehrswegebenutzung verfolgt werden, ist es von 
Bedeutung, daß der Anwendungsbereich dieser Ver- 
ordnung grundsätzlich den Gesamtkomplex dcu* 
Wegeanlagen aller drei Verkehrswege erfaßt. Dabei 
sind nur bestimmte Wegeanlagen ausgeschlossen, 
deren Bedeutung im Hinblick aut die im Rahmen der 
gemeinsamen Verkehrspolitik verfolgten Ziele als 
sekundär anzusehen ist. Die Bereiche, die hier aus- 
geschlossen werden, sind die gleichen, wie sie bei 
Enquete über die Ausgaben im /lahre 1966 festge- 
halten wurden. 

Artikel 3 

In Absatz 1 ist vorgesehen, daß die lür die Verwal- 
tung bestimmter Verkehrswege zuständigen Instan- 
zen der Verpflichtung unterliegen, eine spezielle 
Buchführung über die Wegeausgaben zu halten. Das 
Verzeichnis dieser Verkehrswege ist in Anlage 1 
enthalten; es umfaßt im wesentlichen die Haupt- 
eisenbahnnetze in den einzelnen Ländern und für 
die Straße bzw. die Wasserstraße diejenigen Wege- 
anlagen, die vom Staat oder von konzessionierten 
Gesellschaften verwaltet werden. 

Die Verwaltungsträger für die in dieser Anlage auf- 
geführten Verkehrswege der Eisenbahn und der 
Straße sind verpflichtet, für die einzelnen Katego- 
rien von Verkehrswegen getrennte Konten zu füh- 
ren. 

Bezüglich der Wasserstraßen erscheint es gleich- 
zeitig angezeigt und möglich, Unterscheidungen vor- 
zusehen, die sehr viel eingehender sind; man kann 
dabei ins Auge fassen, daß eine besondere Buchfüh- 
rung entweder für jede einzelne Wasserstraße 
erfolgt oder aber für Gruppen von Wasserstraßen, 
die je nach ihren technischen und wirtschaftlichen 
Daten zusammengefaßt sind. 

In Absatz 2 werden die Bestimmungen behandelt, 
die für die Verwaltungsträger aller nicht in Anlage 1 
genannten Verkehrswege gelten. Die jeweiligen 
wirtschaftlichen Gegebenheiten für diese Wege- 
anlagen und die Möglichkeiten, über die ihre Ver- 
waltungsträger im Hinblick auf die Buchführung 
verfügen, sind außerordentlich vielfältig. Man kann 
daher nicht vorsehen, daß auf Gemeinschaftsebene 
nur ein einziges System der Erfassung der Ausgaben 
zur Anwendung gelangt. Jeder einzelne Staat muß 
die Möglichkeit behalten, selbst nach Maßgabe der 
konkreten Gegebenheiten festzulegen, welche Me- 
thoden am besten geeignet sind, um in jedem ein- 
zelnen Falle die Angaben über die Wegeausgaben 
zu erhalten. Beispielsweise könnte bestimmt wer- 
den, daß die rechnungsmäßige Erfassung im eigent- 
lichen Sinne auf die großen Ausgabenkategorien 
beschränkt bleibt (und zwar auf die Rubriken in den 
Buchführungsschemata in Anlage 2, die jeweils nur 
eine einzige Ziffer als Ordnungszahl aufweisen) und 
daß zur Ermittlung von gegebenenfalls für mehrere 
Jahre gültigen Schlüsseln zur Aufgliederung dieser 
Ausgaben Methoden verwendet werden, die außer- 
halb des Bereiches der eigentlichen Buchführung 
liegen (Sondierungen, Berechnung von Standard- 
kosten usw.). 
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A r t i k e 1 4 

Im Vergleich zu den Schemata, die für die Ausgaben- 
erhebung von 1966 vorgesehen waren, bringen die 
Schemata, wie sie in diesem Artikel für die Erfas- 
sung der Wegeausgaben vorgesehen werden, erheb- 
liche Vereinfachung mit sich. Wenn die ersteren 
auf die Durchführung einer einzigen Enquete ab- 
gestellt waren, so dürften sie doch nicht dafür ge- 
eignet erscheinen, die Grundlage für eine Buchfüh- 
rung permanenten Charakters darzustellen. Im Rah- 
men der Durchführung der Erhebung von 1966 sind 
tatsächlich die nationalen Behörden und vor allem 
die Gobictskörperschaften auf erhebliche Schwierig- 
keiten gestoßen; diese Schwierigkeiten betrafen in 
erster Linie die Aufgliederung der Ausgaben auf die 
verschiedenen Kategorien und Rubriken. Daraus 
ergab sich die Notwendigkeit, die Zahl der vorzu- 
sehenden Unterteilungen zu begrenzen, und zwar 
sowohl bezüglich der Ausgabenkategorien als auch 
in gewissen Fällen im Hinblick auf die Unterschei- 
dung nach den Bestandteilen der Wegeanlagen. 

Die Unterteilungen, die in den hier angesprochenen 
Schemata vorgesehen werden, sind also im wesent- 
lichen bestimmt durch das doppelte Bemühen, ein- 
mal eine ltnterscheidung nach der wirtschaftlichen 
Natur der jeweiligen Aufwendungen zu bekommen 
und andererseits auch gewisse Erfordernisse auf 
der Ebene der Kostenberechnung oder der Auftei- 
lung der Kosten zwischen den einzelnen Verkehrs- 
trägern mit zu berücksichtigen. 

Artikel 5 

Absatz 1 legt den zeitlichen Ablauf und die Moda- 
litäten für die Mitteilung der Ergebnisse der Buch- 
führung der Wegeausgaben fest, die an die Kom- 
mission zu richten ist. Aus praktischen Gesichts- 
punkten sind es die Mitgliedstaaten, die die Zen- 
tralisierung der jeweiligen Angaben vornehmen und 
die sie dann an die Kommission weiterleiten. 

Absatz 2 sieht vor, welche einzelnen Unterschei- 
dungen bei dieser Mitteilung an die Kommission im 
Hinblick auf die verschiedenen Wegeanlagen vor- 
genommen werden müssen. 

Bezüglich der Eisenbahn und der Straße ist zu 
sagen, daß für die wichtigsten Kategorien von Ver- 
kehrswegen die Ergebnisse getrennt vorgelegt wer- 
den müssen, während für die weniger wichtigen 
Wegeanlagen Zusammenfassungen vorgesehen sind. 
Für die Straße ist es besonders bedeutend, die ge- 
nauen Ausgaben zu kennen, wie sie jeweils für die 
Außerorts- und die Innerortsstraßen entfallen; hier 
sind somit dementsprechende Unterscheidungen vor- 
zunehmen. 

Für die Wasserstraße dürfte es nicht notwendig 
sein, eine bindende Verpflichtung in der Richtung 
vorzusehen, daß die Ergebnisse für jede einzelne 
Wasserstraße oder jede Wasserstraßengruppe mit- 
geteilt werden müssen, für die eine besondere Buch- 
führung besteht. Hier wäre es wünschenswert, eine 
zusammenfassendere Darstellung vorzunehmen, die 
nach sinnvollen Kriterien erfolgen würde. Es 
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erscheint zweckmäßig, der Kommission die Aufgabe 
zu übertragen, nach Beratung der Mitgliedstaaten 
das Verzeichnis der Wasserstraßen oder Wasser- 
straßengruppen, die im einzelnen aufzuführen sind, 
aufzustellen. Dabei muß sie einerseits die Bestim- 
mungen berücksichtigen, die die Mitgliedstaaten in 
Anwendung von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b 
erlassen, und andererseits auch die Erfordernisse 
der Analyse und der Auswertung der Ergebnisse 
auf Gemeinschaftsebene, unter dem Blickpunkt der 
Abgeltung der Benutzung der AVegeanlagen. 

Artikel 6 

Die Schaffung einer einheitlichen und ständigen 
Buchführung über die Ausgaben für die Verkehrs- 
wege muß durch eine detaillierte Kenntnis der 
Daten über die Benutzung der einzelnen Wege- 
anlagen ergänzt werden. 

In diesem Artikel erhält die Kommission das Man- 
dat, nach Beratung der Mitgliedstaaten die Liste 
der statistischen Daten aufzustellen, die die Mit- 
gliedstaaten der Kommission gleichzeitig mit den 
Ergebnissen der Buchführung über die Wegeaus- 
gaben mitteilen müssen. Bei der Aufstellung dieser 
Liste dürfte es zweckmäßig erscheinen, auf den Ent- 
scheidungen der Kommission Nr. 64/449/EWG vom 
10. Juli 1964 4) und Nr. 65/258/EWG vom 27. April 
1965'''') aufzubauen, die jeweils das Programm für 
die 1965 und 1966 durchzuführenden Erhebungen 
und Sondierungen über die Benutzung der Verkehrs- 
wege festgelegt haben; dabei müßten dann gleich- 
zeitig die bei dieser Gelegenheit gemachten Erfah- 
rungen berücksichtigt werden. Dazu ist zu bemer- 
ken, daß die Ergebnisse dieser Erhebungen und Son- 
dierungen zur Zeit einer vertieften Analyse unter- 
zogen werden. 


Artikel 7 

Angesichts der zahlreichen Probleme technischer Art, 
die sich mit der Aufstellung einer ständigen und ein- 
heitlichen Buchführung über die Wegeausgaben, wie 
auch aus der Notwendigkeit einer einheitlichen An- 
wendung der Bestimmungen der Verordnung erge- 
ben, dürfte es angezeigt erscheinen, eine möglichst 
enge Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission herzustellen. Der 
Kommission fällt in diesem Rahmen die technische 
Koordinierung der gesamten Arbeiten zu, die durch 
diese Verordnung bedingt sind. Der geeignetste 
Rahmen zur Verwirklichung einer solchen Zusam- 
menarbeit dürfte vom Ausschuß der Regierungs- 
sachverständigen geboten werden, der in Artikel 5 
der Entscheidung Nr. 65/270/EWG des Rats vom 
13. Mai 1965 angesprochen ist. 

Bei den Aufgaben, die diesem Ausschuß übertragen 
werden können, kann man die Abgrenzung des 


4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, 123 
vom 30. Juli 1964, Seite 2084/64 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 82 
vom 12. Mai 1965, Seite 1404/65 
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Inhalts der verschiedenen Rubriken und Unterrubri- 
ken der Schemata in Anlage 2 und die Festlegung 
des wirtschaftlichen Charakters bestimmter Aus- 
gaben nennen, sowie auch die Vorbereitung der 
Verordnungen, die die Kommission in Anwendung 
der Artikel 5 und 6 erarbeiten muß. 

Artikel 8 

Wenngleich die Methodik für die Erfassung der Aus- 
gaben, wie sie in der Verordnung festgelegt ist, 
permanenten Charakter trägt, so soll das nicht be- 
deuten, daß der Anwendungsbereich, die Form und 
die Modalitäten dieser Erfassung sowie die einzel- 
nen Bestimmungen zur Vorlage der jeweiligen Er- 
gebnisse nun in starrer Form fixiert sind. Sicher- 
lich wäre es angesichts der Bedeutung der Arbeiten, 


wie sie zur Vorbereitung der Schaffung oder jewei- 
ligen Anpassung einer einheitlichen Buchführung in 
einem so riesigen und komplexen Bereich wie dem 
der Wegeanlagen erforderlich sind, wünschenswert, 
daß die Buchführungsstruktur einen möglichst sta- 
bilen Charakter bekäme. Trotzdem kann es sich als 
nützlich, vielleicht sogar als notwendig erweisen, 
zu gewissen Anpassungen der zu Beginn festgeleg- 
ten Bestimmungen zu schreiten. Dies kann einmal 
unter dem Blickpunkt der Erfahrungen und zum 
anderen der Erfordernisse, wie sie sich aus den 
Maßnahmen ergeben, die auf der Ebene der Ab- 
geltung der Benutzung der Wegeanlagen getroffen 
werden, geschehen. 

In Artikel 8 wird das Verfahren festgelegt, das zu 
befolgen ist, wenn sich dieser Fall einmal ergeben 
sollte. 
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